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2025/866 7.5.2025

BESCHLUSS (EU) 2025/866 DES RATES
vom 14. April 2025

iiber den Abschluss — im Namen der Europdischen Union — des Abkommens zwischen der
Europiischen Union und Bosnien und Herzegowina iiber die Zusammenarbeit zwischen der Agentur

der Europiischen Union fiir justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen (Eurojust) und den fiir

justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen zustindigen Behorden Bosniens und Herzegowinas

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 16 Absatz 2 und
Artikel 85 in Verbindung mit Artikel 218 Absatz 6 Unterabsatz 2 Buchstabe a Ziffer v und Artikel 218 Absatz 7,

auf Vorschlag der Europidischen Kommission,
nach Zustimmung des Europdischen Parlaments ('),
in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Nach Artikel 47 Absatz 1 und Artikel 52 Absatz 1 der Verordnung (EU) 20181727 des Europiischen Parlaments
und des Rates(’) kann Eurojust auf der Grundlage einer Kooperationsstrategie eine Zusammenarbeit mit
Drittstaatsbehorden kniipfen und unterhalten.

(2)  GemifS Artikel 56 Absatz 2 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) 20181727 kann Eurojust personenbezogene Daten
an eine Behorde eines Drittlandes iibermitteln, sofern unter anderem eine internationale Ubereinkunft zwischen der
Union und dem betreffenden Drittland gemif Artikel 218 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europiischen
Union (AEUV) geschlossen wurde, die angemessene Garantien hinsichtlich des Schutzes der Privatsphire, der
Grundrechte und der Grundfreiheiten von Personen vorsieht.

(3)  Im Einklang mit dem Beschluss des Rates (EU) 2024/2704 (°) wurde das Abkommen zwischen der Europaischen
Union und Bosnien und Herzegowina iiber die Zusammenarbeit zwischen der Agentur der Europdischen Union fir
justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen (Eurojust) und den fiir justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen
zustindigen Behorden Bosniens und Herzegowinas (im Folgenden ,Abkommen®) am 28. Oktober 2024
vorbehaltlich seines Abschlusses unterzeichnet.

(4)  Das Abkommen erméglicht die Ubermittlung personenbezogener Daten zwischen Eurojust und den zustindigen
Behorden Bosniens und Herzegowinas, um schwere Kriminalitdt und Terrorismus zu bekdmpfen und die Sicherheit
der Europdischen Union und ihrer Biirgerinnen und Biirger zu schiitzen.

(5)  Mit dem Abkommen wird die uneingeschrankte Achtung der Grundrechte der Union gewihrleistet, insbesondere des
Rechts auf Achtung des Privat- und Familienlebens, des Rechts auf den Schutz personenbezogener Daten und des
Rechts auf einen wirksamen Rechtsbehelf und ein unparteiisches Gericht, die in den Artikeln 7, 8 und 47 der Charta
der Grundrechte der Europdischen Union verankert sind. Das Abkommen enthilt insbesondere angemessene
Garantien fiir den Schutz personenbezogener Daten, die von Eurojust im Rahmen des Abkommens tibermittelt
werden.

(6)  Nach Artikel 218 Absatz 7 AEUV sollte der Rat die Kommission erméchtigen, die Anderungen der Anhinge I, Il und
Il des Abkommens im Namen der Union zu billigen, Modalititen fiir die weitere Verwendung und Speicherung der
Informationen, die zwischen den Vertragsparteien im Rahmen des Abkommens bereits iibermittelt wurden, zu
vereinbaren und die Informationen iiber den Adressaten der Notifikationen zu aktualisieren.

(7 Trland ist durch die Verordnung (EU) 20181727 gebunden und beteiligt sich daher an der Annahme dieses
Beschlusses.

() Zustimmung vom 2. April 2025 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht).

(®  Verordnung (EU) 2018/1727 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 14. November 2018 betreffend die Agentur der
Europdischen Union fiir justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen (Eurojust) und zur Ersetzung und Aufhebung des Beschlusses
2002/187/JT des Rates (ABL. L 295 vom 21.11.2018, S. 138).

()  Beschluss des Rates (EU) 2024/2704 vom 10. Oktober 2024 iiber die Unterzeichnung — im Namen der Europdischen Union — des
Abkommens zwischen der Europdischen Union und Bosnien und Herzegowina iiber die Zusammenarbeit zwischen der Agentur der
Europiischen Union fiir justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen (Eurojust) und den fiir justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen
zustindigen Behorden Bosniens und Herzegowinas (ABL L, 2024/2704, 16.10.2024, ELL: http://data.europa.cu/eli/dec/2024/2704/

0j).
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(8)  Nach den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag iiber die Européische Union und dem AEUV beigefiigten Protokolls
Nr. 22 uiber die Position Danemarks beteiligt sich Danemark nicht an der Annahme dieses Beschlusses und ist weder
durch diesen Beschluss gebunden noch zu seiner Anwendung verpflichtet.

(9)  Der Europiische Datenschutzbeauftragte hat seine Stellungnahme 20/2024 am 6. September 2024 abgegeben.

(10)  Das Abkommen sollte genehmigt werden.

(11)  Im Einklang mit den Vertrdgen sollte die Kommission, die in Artikel 29 Absatz 2 des Abkommens vorgesehene
Notifikation vornehmen —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Das Abkommen zwischen der Europiischen Union und Bosnien und Herzegowina iiber die Zusammenarbeit zwischen der
Agentur der Europdischen Union fir justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen (Eurojust) und den fur justizielle
Zusammenarbeit in Strafsachen zustindigen Behorden Bosniens und Herzegowinas (im Folgenden ,Abkommen®) wird
hiermit im Namen der Union genehmigt.

Artikel 2
Die Kommission nimmt die in Artikel 29 Absatz 2 des Abkommens vorgesehene Notifizierung im Namen der Union vor,
um die Zustimmung der Union, durch das Abkommen gebunden zu sein, auszudriicken.

Artikel 3

(1)  Fiir die Zwecke des Artikels 30 Absatz 2 des Abkommens wird der im Namen der Union zu vertretende Standpunkt
zu den Anderungen der Anhdnge [, Il und III des Abkommens von der Kommission nach Anhoérung des Rates genehmigt.

(2)  Fir die Zwecke des Artikels 33 Absatz 3 des Abkommens wird die Kommission ermichtigt, nach Konsultation des
Rates Modalitdten fiir eine weitere Nutzung und Speicherung der Informationen, die zwischen den Vertragsparteien bereits
im Rahmen des Abkommens iibermittelt wurden, zu vereinbaren.

(3)  Fir die Zwecke des Artikels 34 Absatz 2 des Abkommens wird die Kommission ermachtigt, die Informationen {iber
den Adressaten der Notifikationen nach Anhérung des Rates zu aktualisieren.

Artikel 4

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.
Geschehen zu Luxemburg am 14. April 2025.

Im Namen des Rates
Die Prisidentin

K. KALLAS

ELL http://data.europa.eu/eli/dec/2025/866/0j



	Beschluss (EU) 2025/866 des Rates vom 14. April 2025 über den Abschluss — im Namen der Europäischen Union — des Abkommens zwischen der Europäischen Union und Bosnien und Herzegowina über die Zusammenarbeit zwischen der Agentur der Europäischen Union für justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen (Eurojust) und den für justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen zuständigen Behörden Bosniens und Herzegowinas

